
wir BitteN
 uM SPeNdeN

Es gibt auch die Möglichkeit, mit dem Portemonnaie für die 
PIRATEN zu stimmen, und jede Spende wirkt gleich dreifach:

1. Sie fl ießt sofort in den Wahlkampf und hilft  uns, die Ziele 
der PIRATEN in die Öff entlichkeit zu tragen.

2. Da jeder gespendete Euro mit 0,30 € aus der staatlichen
Parteienfi nanzierung belohnt wird, kannst du ganz nebenbei 
auch noch über die Auft eilung der staatlichen Parteienfi nan-
zierung mitbestimmen.

3. Zu guter Letzt wird deine Spende an die PIRATEN 
steuerlich gefördert.

Worauf wartest du noch?

GLS Gemeinscha
 sbank 
PP-Deutschland-LV-Berlin 
Konto: 1103 713 200 
BLZ: 430 609 67

Verwendungszweck: 
Spende für LV Berlin von Name, Vorname, Adresse 

und hier alles zum nachlesen im Netz:
wiki.piratenpartei.de/BE:Wahlprogramm

wiki.piratenpartei.de/BE:Grundsatzprogramm

wiki.piratenpartei.de/BE:Kandidaten

V.i.s.d.P.:
Gerhard Anger
Pfl ugstraße 9a
10155 Berlin

PrograMM
 MacheN

wirtSchaFtS- uNd SozialPolitik
Wir werden uns kurzfristig für einen bundesweiten Mindest-
lohn und mittelfristig für ein Grundeinkommen einsetzen. 
Wir sind gegen eine Privatisierung von Infrastruktur wie 
Gas-, Wasser- oder Stromnetze, deshalb setzen wir uns 
auch für eine Rückabwicklung der Teilprivatisierung der 
Berliner Wasserbetriebe ein. Wir wollen die freie Kulturszene 
unterstützen und ihr mehr Raum und Freifl ächen widmen. 
Außerdem setzen wir uns für ein Ende der Zwangsmitglied-
schaft  in der IHK ein. Wir werden uns für einen schnelleren 
Ausstieg aus der Atomenergie, als von der Bundesregierung 
vorgesehen, einsetzen.

BürgerSchaFtlicheS eNgageMeNt
Wir wollen das freiwillige Engagement von Bürgern stärken 
und setzen uns für eine stärkere Würdigung dieses durch 
das Land Berlin ein. Wir wollen einen Ehrenamttag in den 
Berliner Schulen einführen und Netzwerke in diesem Bereich 
stärken.

geSchlechter- uNd FaMilieNPolitik
Wir stehen für eine Politik der freien Selbstbestimmung von 
geschlechtlicher und sexueller Identität bzw. Orientierung. 
Wir werden die Erfassung des Merkmals “Geschlecht” durch 
staatliche Behörden abschaff en und stehen für eine freie 
Wahl des Lebensstils, eine bloß historisch gewachsene Be-
vorzugung einzelner Lebensmodelle lehnen wir ab.

Staat uNd religioN
Wir wollen die weltanschauliche Neutralität des Staates 
herstellen und setzen uns für einen säkularen Staat ein. Wir 
lehnen die Privilegien für einzelne Religionsgemeinschaft en 
ab und werden die Erfassung der Religionszugehörigkeit und 
den Einzug der Kirchensteuer durch den Staat abschaff en.

kuNSt- uNd kulturPolitik
Wir setzen uns für eine kulturelle Freizügigkeit Berlins ein 
und wollen den Stand von Kunst- und Kulturinitiativen 
stärken. Die Förderstruktur von Kunst und Kultur werden wir 
stabil halten und auch bei Wirtschaft skrisen nicht einseitig 
kürzen und so dafür sorgen, dass Kultureinrichtungen für die 
Bevölkerung zugänglich bleiben.



Netze
Wir werden den Aufbau eines berlinweiten Freifunknetzes mit-
tels Bereitstellung von Infrastruktur und Flächen fördern und 
die Betreiberhaftung bei öffentlichen WLAN-Netzen abschaf-
fen. Außerdem wollen wir jeden Berliner und die Gäste der 
Stadt darin schulen dieses Netz zu nutzen.

BilduNg
Auch beim Lernen setzen wir auf die Freiheit und Selbstbestim-
mung des Individuums. Alle Lernenden sollen die Möglichkeit 
haben, ihre Schullaufbahn individuell zu planen und zu ab-
solvieren. Bildungseinrichtungen wollen wir demokratisieren. 
Zukünftig soll für jeweils 15 Lernende eine Lehrkraft zur Verfü-
gung stehen. Wir werden den Einsatz von Filtersoftware in öf-
fentlichen Bildungseinrichtungen beenden und für einen freien 
Zugang zu Informationen im Internet sorgen. Wir werden dafür 
sorgen, dass Lernenden ermöglicht wird, mit digitalen Medi-
en zu arbeiten, dazu müssen alle Beteiligten darin geschult 
werden. Außerdem werden wir ein kostenloses Mittagessen 
einführen. Wir werden Schulen in freier Trägerschaft die selben 
Förderungsmöglichkeiten wie staatlichen Schulen geben und 
den Unterricht in Deutsch als Zweitsprache ausbauen und 
verbessern. Wir werden die Regelstudienzeit abschaffen, um 
ein freies und kritisches Studium zu ermöglichen. Langfristig 
wollen wir einen Runden Tisch als öffentliches Forum für alle 
Beteiligten an der Hochschulbildung einführen. Wir werden ein 
Bibliotheksgesetz in Berlin realisieren.

StadteNtwickluNg
Wir werden uns für die bunte Vielfalt unsere Kieze einsetzen 
und Förderrichtlinien des Landes so ändern, dass nicht länger 
die Förderung von Privateigentum priorisiert wird. Wir werden 
die Mieterrechte gegenüber Eigentümerinteressen stärken und 
die Hausbesetzerkultur stärken. Wir werden die “Berliner Linie 
der Vernunft” verwerfen und Freiflächen in der Stadt und an 
Spree, Havel und an Seen erhalten, ein Beispiel hierfür ist für 
uns der Mauerpark.

Verkehr uNd ÖPNV
Wir werden die strafrechtliche Verfolgung von Schwarzfah-
rern abschaffen und mittelfristig einen fahrscheinlosen und 
gemeinschaftlich finanzierten ÖPNV einführen. Wir werden 
die Verträge zur S-Bahn Berlin offenlegen und eine Klärung 
zu den Vorkommnissen in den letzten Wintern forcieren. 
Langfristig setzen wir uns für eine Kommunalisierung der 
S-Bahn, kurzfristig für die Kommunalisierung der Infra-
struktur der S-Bahn ein. Wir lehnen den Ausbau der A100 
im Innenstadtbereich ab. Wir wollen die bereits bewilligten 
Bundesmittel für den Erhalt der Bundesstraßen in der Stadt 
einsetzen. Außerdem wollen wir die Mitbestimmung bei 
Verkehrsprojekten stärken.

Bürgerrechte uNd iNNeNPolitik
Wir werden eine individuelle Kennzeichnung von Polizisten 
ausweiten und eine unabhängige Beschwerdestelle für Po-
lizeiübergriffe einführen. Wir werden das Versammlungsge-
setz so ändern, dass die Überwachung und Dokumentation 
von Demonstrationen abgeschafft wird, zivile Beamte sich 
bei der Versammlungsleitung anmelden müssen und das 
Vermummungsverbot abgeschafft wird. Wir lehnen die Über-
wachung im öffentlichen Raum ab, diese schafft nicht mehr 
Sicherheit und führt zu gefährlichen Datenbergen.

aSyl- uNd MigratioNSPolitik
Wir setzen uns dafür ein, dass die Residenzpflicht abge-
schafft wird, und werden die Grundrechte auf alle Menschen 
ausweiten, die Verschleppung von Asylverfahren beenden, 
genau so wie wir die Abschiebehaft abschaffen werden. Au-
ßerdem werden wir die Bleiberechtsregelung so ändern, dass 
die deutsche Staatsangehörigkeit leichter erlangt werden 
kann.

SuchtPolitik
Wir werden in Berlin neue Lösungen einer pragmatischen 
Suchtpolitik etablieren und die Abstinenzpolitik in Drogen-
fragen abschaffen. Wir werden ein Drugchecking-Programm 
etablieren um Konsumenten zu schützen und Gesundheits-
risiken zu minimieren. Gleichzeitig werden wir aber auch den 
Schutz von Jugendlichen verbessern. Wir werden die Echt-
stoffabgabe für Schwerstabhängige auch in Berlin einführen 
und das Konzept der „Hilfe durch Drogenkonsumräume” 
weiter ausbauen. Um diese Ziele zu erreichen wollen wir mit 
bestehenden Netzwerken zusammenarbeiten.

deMokratie
Wir werden ein demokratischeres Wahlrecht einführen, das 
keine Stimme vergisst und für mehr Mitbestimmung bei der 
Zusammensetzung von Abgeordnetenhaus und Bezirksver-
ordnetenversammlungen durch Kumulieren und Panaschie-
ren sorgt. Ersatzstimmen sorgen dafür, dass Stimmen nicht 
verfallen. Wir werden die Prozenthürden bei den Wahlen zu 
Bezirksverordnetenversammlungen abschaffen und bei der Ab-
geordnetenhauswahl auf 3% senken, außerdem wollen wir das 
Wahlrecht für Ausländer im Kommunalen auch auf Nicht-EU-
Bürger ausweiten und die Altersgrenze im Wahlrecht abschaf-
fen. Wir werden den Bezirken mehr Entscheidungsgewalt ge-
ben, damit unterschiedliche Lösungen für politische Probleme 
ausprobiert werden können. Ein elektronisches Petitionswesen 
wird eingeführt, wie auch neue Demokratieplattformen im 
Internet, die eine Alternative zu den bestehenden Volks- und 
Bürgerbegehren, die wir stärken wollen, darstellen.

traNSPareNz
Wir sehen Transparenz als Pflicht des Landes Berlin an. Wir 
werden Regelungen zur Antragsstellung abschaffen, Zugangs-
beschränkungen minimieren und Gebühren für Auskünfte 
abschaffen. Wir wollen, dass jeder Schritt bei Ausschreibun-
gen, Vertragsverhandlungen und Vertragsabschlüssen offen-
gelegt wird. Jeder Vertrag wird erst wirksam wenn er komplett 
offengelegt ist, bei alten Verträgen muss dies nachverhandelt 
werden. Sämtliche Dokumente zu Sitzungen von Gremien, 
Ausschüssen usw. werden wir unmittelbar und nachvollzieh-
bar veröffentlichen, online und offline. Die Öffentlichkeit soll 
in Zukunft nur noch im Ausnahmefall von Sitzungen ausge-
schlossen werden, alle Sitzungen werden live übertragen 
und aufgezeichnet. Jeder Abgeordnete soll seine Kontakte zu 
Lobbyorganisationen, Vereinen und Verbänden offenlegen. 
Wir werden Transparenz leben. Alle Daten und Werke, deren 
Erschaffung durch Steuergeld finanziert wird, werden wir 
offenlegen und jedem Bürger zugänglich machen. Über jedes 
neue Projekt muss das Land frühzeitig informieren, um echte 
Bürgerbeteiligung zu ermöglichen. Das Pressegesetz wird so 
geändert, dass Whistleblower keine Angst mehr vor staatlichen 
Übergriffen haben müssen.


